
Gemäß § 53 Abs. 4 GOG 
an die Abgeordneten verteilt 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Norbert Sieber, Mag. Markus Koza 
Kolleginnen und Kollegen 

zum Antrag 489/A betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 und 
das Arbeiterkammergesetz 1992 geändert werden (6. COVID-19-Gesetz) im Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Soziales (126 dB) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 
Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag wird wie folgt geändert: 

Artikel 2 (Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967): 

/ . In § 38a werdenfolgende Absätze 9 bis /4 angefügt: 

,,(9) Dem Familienhärteausgleich werden zusätzlich zu den Mitteln gern. Abs.5 einmalig aus dem COVID-
19-Krisenbewältigungsfonds 30 Mio. Euro bereitgestellt. Mit diesen Mitteln sollen Eltern, die mit Stichtag 28. 
Februar arbeitslos gemäß § 12 AIVG waren und Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe bezogen haben, fur ihre 
Kinder eine finanzielle Unterstützung zur Bewältigung von Mehraufwendungen aufgrund der Pandemiefolgen 
erhalten können. Anspruchsberechtigt sind Eltern mit Hauptwohnsitz in Österreich, wenn zumindest ftlr ein 
Kind im Haushalt Familienbeihilfe bezogen wird. Ausgenommen sind Eltern, die Sozialhilfe oder 
Mindestsicherung beziehen. Als Zuwendung werden gewährt: 50 Euro pro Kind und Monat fur maximal drei 
Monate. Die Zuwendung wird einmalig ausbezahlt und ist nicht rückzahlbar. 

(10) Die Bundesministerin fur Arbeit, Familie und Jugend hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz per Richtlinie näher zu bestimmen, unter welchen 
Voraussetzungen diese Bundesmittel eingesetzt werden können. Die Richtlinie hat insbesondere folgende 
Punkte zu enthalten: 

1. Rechtsgrundlagen, Ziele, 

2. den Gegenstand der fmanziellen Zuwendung, 

3. die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen für das Erlangen einer finanziellen Zuwendung, 

4. das Ausmaß und die Art der Sach- oder Geldleistung, 

5. das Verfahren, 

6. die Geltungsdauer. 

(11) Verbleibende Mittel aus dem Familienhärteausgleich gemäß Abs. 9 werden dem Bundesminister ftlr 
Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zur Verfugung gestellt. Aus diesen Mitteln sollen Eltern, 
die Bezieherinnen oder Bezieher von Leistungen der Sozialhilfe oder Mindestsicherung sind, fur ihre Kinder 
eine Unterstützung zur Bewältigung von Mehraufwendungen aufgrund der Pandemiefolgen erhalten können. 

(12) Der Bundesminister fur Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz hat im Einvernehmen 
mit der Bundesministerin fur Arbeit, Familie und Jugend per Richtlinie näher zu bestimmen, unter welchen 
Voraussetzungen diese Bundesmittel eingesetzt werden können. Die Richtlinie hat insbesondere folgende 
Punkte zu enthalten: 

I. Rechtsgrundlagen, Ziele, 

2. den Gegenstand der fmanziellen Zuwendung, 

3. die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen ftlr das Erlangen einer finanziellen Zuwendung, 

4. das Ausmaß und die Art der Sach- oder Geldleistung, 

5. das Verfahren, 

6. die Geltungsdauer. 
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(13) Mit der Umsetzung der Ziele dieser fmanziellen Zuwendungen gern. Abs. 11 können auch die Länder 
betraut werden. Dabei sind insbesondere auch datenschutzrechtliche Regelungen beachtlich und ist 
sicherzustellen, dass auf Grund der Abs. 11 bzw. 12 ausbezahlte Mittel nicht auf andere Leistungen der 
Sozialhilfe oder Mindestsicherung angerechnet werden. 

(14) Zuwendungen gemäß Abs. 9 und II können nicht an Personen gewährt werden, die eine Zuwendung 
aus dem Fonds gemäß Abs. 5 erhalten haben. 

2. Dem § 55 wirdfolgender Abs . .. angefügt: 

,,(46) § 38a Abs. 9 bis 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGB\. I Nr. .. /2020 treten mit dem der 
Veröffentlichung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft." 

Begründung 
Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, den erheblichen Auswirkungen der COVID-19-
Krisensituation rur einkommensschwache Familien mit Kindern mit der Gewährung von Hilfen zur 
Überbrückung außergewöhnlicher Notlagen zu begegnen. Nachdem bereits einmalig 30 Mio. Euro aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds rur Familien zur Verfügung gestellt wurden, die aufgrund der Covid-19-
Krisensituation einen Einkommensverlust erlitten haben, werden jetzt nochmals 30 Mio. Euro für 
Mehraufwendungen aufgrund der Pandemiefolgen fiir jene, die im Zeitraum vor dem 28. Februar 2020 
arbeitslos gemäß § 12 AIVG geworden sind und zum Stichtag 28. Februar Arbeitslosengeld beziehen, zur 
Verrugung gestellt. 

Anspruchsberechtigt sind Eltern mit Hauptwohnsitz in Österreich, wenn zumindest fiir ein Kind im Haushalt 
Familienbeihilfe bezogen wird. Als Zuwendung werden gewährt: 50 Euro pro Kind und Monat rur maximal 
drei Monate. Die Zuwendung wird einmalig ausbezahlt und ist nicht rückzahlbar. 

Verbleibende Mittel aus dem Familienhärteausgleich gemäß Abs. 9 werden dem Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zur Verfiigung gestellt. Aus diesen Mitteln sollen Eltern, die 
Bezieher der Sozialhilfe oder Mindestsicherung sind, eine Unterstützung zur Bewältigung von 
Mehraufwendungen aufgrund der Pandemiefolgen erhalten können. Der Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz kann mit Inkrafttreten dieses Gesetzes mit den Vorarbeiten zur 
Verwendung der Mittel gern. Abs. 11 beginnen. In den Richtlinien ist sicherzustellen, dass die Länder dafiir 
sorgen, dass Leistungen des Bundes nicht auf laufende Leistungen der Sozialhilfe oder Mindestsicherung 
angerechnet werden. 

Zur näheren Bestimmung der Verwendung dieser Mittel werden jeweils Richtlinien von der Bundesministerin 
fiir Arbeit, Familie und Jugend sowie vom Bundesminister fiir Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz im wechselseitigem Einvernehmen erlassen. Bei den Mittel gemäß Absatz 1I können auch 
die Länder in die Abwicklung dieses außerordentlichen Sonderprogrammes des Bundes für Familien mit 
Kindern in Problemsituationen eingebunden werden. 
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